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Thiringer Gesetz liber die Feststellung des Landeshaus-
haltsplans fiir das Haushaltsjahr 2025 (Thiiringer Haus-
haltsgesetz 2025 - ThurHhG 2025 -)

Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben
besser fordern; Beschaftigungsoffensive aus vorhande-
nen Riicklagen finanzieren, Erhebung der Ausgleichsab-
gabe aussetzen und Arbeitgeber in Thiringen entlasten

Die Landesregierung wird aufgefordert,

1. sich auf Bundesebene fur die Aussetzung der Erhebung der Aus-
gleichsabgabe gemaf § 160 in Verbindung mit § 154 Neuntes Buch
Sozialgesetzbuch — Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen (SGB IX) zu Lasten der vorhandenen Rucklagen ab
dem 1. Juli 2025 bis auf Weiteres im Freistaat Thiringen einzusetzen;

2. durch eine verstarkte Bewerbung der entsprechenden Fdrderpro-
gramme und eine Beratungsoffensive fir Schwerbehinderte und Ar-
beitgeber den Auftrag zur Férderung der wirksamen und gleichbe-
rechtigten Teilhabe am Leben in der Gesellschaft aus § 1 SGB IX
zu erfullen.

Begriindung:

Die hohe Abgabenquote und Uberbordende Birokratie gelten allge-
mein als wirtschaftlicher Standortnachteil in Deutschland und Thirin-
gen. Nicht nur, aber besonders in der jetzigen Wirtschaftskrise ist es
dringend erforderlich, Arbeitgeber zu entlasten, indem Abgaben gesenkt
werden und Burokratie abgebaut wird. Zugleich sollte bei dem vorhande-
nen Fachkraftemangel jede Mdglichkeit genutzt werden, die Beschéfti-
gungsmaglichkeiten arbeitswilliger, aber kérperlich benachteiligter Men-
schen zu erhdhen.
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Die Ausgleichsabgabe fir private und offentliche Arbeitgeber nach den
§§ 154, 160 SGB IX dient gemaf § 160 Abs. 5 SGB IX besonderen Leis-
tungen zur Férderung der Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Ar-
beitsleben, einschlief3lich begleitender Hilfe im Arbeitsleben (§ 185 Abs. 1
Nr. 3 SGB 1X) oder auch der Finanzierung von Zuschiissen fir Investi-
tionen nach § 160 Abs. 5 SGB IX in Verbindung mit der Schwerbehin-
derten-Ausgleichsabgabeverordnung. In Thiringen erfolgt die Verein-
nahmung und Verausgabung der Mittel durch das Integrationsamt. Die
Mittelbewirtschaftung in der Titelgruppe 71 des Kapitels 08 11 zeigt seit
mehr als einem Jahrzehnt, dass die Unternehmen mehr Geld einzah-
len, als das Integrationsamt flir die Integration ausgibt. Insbesondere die
Nachfrage der investiven Zuschisse fiir die Integration Schwerbescha-
digter in den Arbeitsmarkt scheint verhalten, sodass die jahrlichen Uber-
schisse in eine dafiir gebildete Riicklage einflieen, welche seit Jahren
stetig anwachst — von 27,7 Millionen Euro per 31. Dezember 2012 auf
52,4 Millionen Euro zum 31. Dezember 2024.

Daraus lasst sich schlie3en, dass Unternehmen seit Jahren mehr Geld
abgenommen wird, als fur die Zweckerflllung abgefragt wird. Die Nicht-
erhebung der Ausgleichsabgabe ab dem 1. Juli 2025 wiirde die Arbeit-
geber um circa 6,5 Millionen Euro im Jahr 2025 und 13 Millionen Euro
in den Folgejahren entlasten.

Geboten ist daher eine einmalige Beratungsoffensive des Integrations-
amts bei Unternehmen, um diese zweckgebundene Ricklage geman
dem Erfullungsauftrag zur Verwendung zu bringen. Ein standiges An-
wachsen der zweckgebundenen Ricklage auf Kosten der Unternehmen
ist nicht zielfiihrend. Bis die zweckgebundene Ricklage abgeschmol-
zen ist, sollte daher auf die Erhebung der Ausgleichsabgabe zuguns-
ten der Arbeitgeber verzichtet werden. Dadurch sinken fur Arbeitgeber
in Thiringen der Abgabendruck sowie der Blrokratieaufwand zur Ent-
richtung der Abgabe.

Gleichzeitig kdnnten die Mitarbeiter des Integrationsamts, die bisher mit
der Bearbeitung der Anmeldung und der Erhebung der Ausgleichsabga-
be beschaftigt waren, verstarkt fur die Bewerbung der Férderprogram-
me zur Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben und fur
entsprechende Beratungsangebote flir Schwerbehinderte und Arbeitge-
ber eingesetzt werden.

Von der Initiative kdnnten somit Unternehmen, Behérden und Schwer-
behinderte gleichermallen profitieren.

Fir die Fraktion:

Muhsal



	Teilhabe schwerbehinderter Menschen am Arbeitsleben besser fördern; Beschäftigungsoffensive aus vorhandenen Rücklagen finanzieren, Erhebung der Ausgleichsabgabe aussetzen und Arbeitgeber in Thüringen entlasten
	Begründung:


